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Möglichkeiten und Grenzen der Erfassung von unbeabsichtigten Folgen
gesellschaftlichen Handelns mit Hilfe von Sozialbilanzen
Friedhelm Gehrmann, unter Mitarbeit von Wolfgang K. Lembach
Nach einer kurzen Darlegung der Problemsteüung wird in diesem Beitrag ein Syste-
matisierungsversuch der beabsichtigten und unbeabsichtigten Folgen gesellschaft¬
lichen Handelns unternommen. Am Beispiel eines praktischen Falles werden die be¬
absichtigten und unbeabsichtigten Folgen einer Industrieansiedlung aufgelistet und
Probleme der empirischen Bewertung aufgezeigt. Abschließend werden einige Vor¬
überlegungen zur Übertragung des Sozialbüanz-Ansatzes auf Gemeinden skizziert.
1. Problemstellung
Das hohe wirtschaftliche Wachstum in der Nachkriegszeit führte zu einem ebenso
hohen „Wachstum" von unbeabsichtigten Folgen. Bei der Produktion von Gütern
und (Dienst-) Leistungen fallen ohne Zwischenschaltung des Marktes in zunehmen¬
dem Maße Nebenfolgen an. Das steigende Ausmaß der produzierten Nebenfolgen
sowie die wachsende Sensibüisierung der gesellschaftlichen und physischen Mit- und
Umweltbeziehungen in einer postindustrieüen Gesellschaft erfordern jedoch unver¬
züglich eine systematische Erfassung und Bewertung der „unbeabsichtigten Folgen
gesellschaftlichen Handelns".
Unter dem Begriff „unbeabsichtigte Folgen" werden vorhersehbare und
unvorhersehbare primäre, sekundäre und höherrangige Folgen verstanden, die in di¬
rektem oder indirektem Zusammenhang mit einem gesellschaftlichen Handeln stehen;
die Folgen können sofort oder mit einer zeitlichen Verzögerung auftreten und für
die Gesellschaft einen positiven bzw. negativen Effekt haben (gesellschaftlicher
Nutzen bzw. Schaden).
Die Zielfunktionen der handelnden Einheiten dürfen nicht wie bisher ausschließ-
üch im rein ökonomischen Bereich angesiedelt sein, sondern müssen die gesellschaft¬
liche Dimension im Sinne einer geseUschaftüchen Verantwortung einbeziehen. Was
mikroökonomisch richtig ist, kann makroökonomisch (gesellschaftlich) uner¬
wünscht, d.h. eine unbeabsichtigte negative Folge sein.
Das vorrangige Interesse bei der Behandlung des Themenkreises liegt bei den un¬
beabsichtigten negativen Folgen. Dabei geht es um das möglichst frühzeitige Erken¬
nen, um die Erfassung und anschließende Bewertung der Folgen. Die gewonnenen
Erkenntnisse soüten in die Planung ähnlicher Maßnahmen einbezogen werden, um
im Rahmen eines Lernprozesses nach Möglichkeit die vorhersehbaren unbeabsichtig-
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ten negativen Folgen zu verhindern bzw. zu reduzieren oder
— falls sie unabding¬
bar sind — zumindest transparent zu machen.
Die Erfassung der unbeabsichtigten Folgen soü mit Hilfe von Sozialbüanzen er¬
folgen. Unter einer Sozialbüanz wüd eine geseUschaftsbezogene Rechnungslegung
verstanden, in der eine Bewertung der geseUschaftüch relevanten Aktivitäten, Ge¬
schäftstätigkeit und Leistung der betr. Institution erfolgt (zur Begriffsbestimmung
vgl. u.a. DIERKES 1974: 19;HEMMER 1979: 10 ff). Heute wüd übücherweise da¬
von ausgegangen, daß eine Sozialbüanz aus den drei Elementen Sozialbericht, Wert¬
schöpfungsrechnung und Sozialrechnung besteht (Einzelheiten dazu u.a. bei DIER¬
KES 1974; ARBEITSKREIS „SOZIALBILANZ-PRAXIS" 1977; BROCKHOFF
1978).
Für den Forschungsansatz „Sozialbüanzen" zur Erfassung der unbeabsichtigten
Folgen sprechen vor aüem folgende Gründe:
1. Sozialbüanzen haben sich in der Vergangenheit als ein sinnvolles Konzept er¬
wiesen, um die veränderte Stellung von Unternehmen und anderen Einrichtun¬
gen darzusteUen.
2. Weder von Seiten des Gesetzgebers noch von Seiten der Wissenschaft, Arbeitge¬
ber- und Arbeitnehmerorganisationen wird das bisherige Konzept der Sozialbi¬
lanzen als endgültig festgeschrieben angesehen. Diese Wandlungsfähigkeit läßt
den erforderüchen Spielraum für die Gestaltung zukünftiger Entwicklungsten¬
denzen.
3. Wegen der Flexibüität dieses Konzepts kann über unbeabsichtigte Folgen in So¬
zialbüanzen auch dann berichtet werden, wenn dies aufgrund der vorhandenen
Informationen nur in verbaler Form geschehen kann (d.h. im Sozialbericht);
exakte Quantifizierungen können dagegen im Rahmen der Wertschöpfungs- und
Sozialrechnung erfolgen.
In der,Literatur wüd der Begriff „Sozialbüanz" fast ausschüeßüch auf Unterneh¬
mungen bezogen. Das Konzept der Sozialbüanzen kann jedoch auch auf andere In¬
stitutionen (Gemeinden, Distriktverwaltungen, Länder, Gewerkschaften, Rundfunk-
und Fernsehanstalten, Kirchen, Verbände u.a.m.) übertragen werden. Empirische
Erhebungen aus dem Jahr 1979 belegen, daß Befragte aus verschiedenen sozio-de-
mographischen Schichten das Konzept der Sozialbüanzen auch auf die o. gen. In¬
stitutionen übertragen sehen möchten (GEHRMANN und LEMBACH 1980). Am
Ende dieses Beitrages wüd versucht, das Konzept Sozialbilanzen auf Gemeinden zu
übertragen.
2. Einordnung und Erfassung von unbeabsichtigten Folgen —
ein Systematisierungsversuch
Im folgenden wüd ein Systematisierungsversuch zur Einordnung (vgl. Tab. 1) und
zur Erfassung (vgl. Tab. 2) von unbeabsichtigten Folgen unternommen. Die in den
Tabellen enthaltenen Merkmale sind fortlaufend gekennzeichnet, und zwar Tab. 1
mit den Buchstaben A bis Q und Tab. 2 mit den Zahlen 1 bis 27. Die Überlegungen
treffen sowohl für die privatwütschaftlichen Unternehmen zu als auch für aüe an¬
deren beispielhaft schon oben genannten Einrichtungen. Als Oberbegriff für alle
„Akteure" wüd der Begriff „Institution" verwendet.
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Im Systematisierungsversuch wüd unterstellt, daß aüe Institutionen von der Ziel¬
variablen „Produktion von Gütern und (Dienst-) Leistungen nach finanzwirtschaft-
üch-ökonomischen und geseUschaftsbezogenen Prinzipien" (vgl. A in Tab. 1) ausge¬
hen. Unter „finanzwütschaftlich-ökonomischen Prinzipien" wüd die Erfassung und
Bewertung von ökonomischen Transaktionen innerhalb des sogen, traditionellen
(d.h. bisher praktizierten) Rechnungswesen verstanden. Bei dem nach „geseUschafts¬
bezogenen Prinzipien" erstellten Rechnungswesen wird — ausgehend von den Daten
des traditionellen Rechnungswesen — darüber hinaus versucht, die gesamtgesell-
schaftüchen Auswükungen unternehmerischer Entscheidungen zu erfassen und zu
bewerten (Einzelheiten zu diesen Begriffen und zur Problematik der Erfassung und
Bewertung vgl. z.B. DIERKES 1974: 11-40).
Die Realisierung dieser Zielvariablen bewükt Folgen (B), die beabsichtigt (C)
und unbeabsichtigt (D) sind. Die unbeabsichtigten Folgen könnten noch danach
unterschieden werden, ob sie negativer oder positiver Art sind; darauf wurde jedoch
in Tab. 1 verzichtet.
Die unbeabsichtigten Folgen sind in vorhersehbare (E) und nicht-vorhersehbare
(F) Folgen zu unterteüen. Auf eine Untergüederung der vorhersehbaren unbeab¬
sichtigten Folgen nach der Eintrittswahrscheinlichkeit wurde aus Gründen der bes¬
seren Übersichtüchkeit verzichtet.
Wie die vorhersehbaren unbeabsichtigten Folgen tatsächüch in einer Institution
behandelt werden, hängt entscheidend von der „Ebene der geseUschaftüchen Ver¬
antwortung der Institution" (=G) ab. Diese Verantwortung kann — folgt man dem
Konzept von Bauer (BAUER 1973; 389 ff) — im Bereich von zwei Umwelten einer
Institution hegen: Einerseits kann damit die tätigkeitsbezogene Umwelt der Institu¬
tion (H) gemeint sein (task environment); dies umfaßt im wesentüchen die traditio¬
nellen Interessenfelder der Institutionen, d.h. die Märkte für Arbeit, Boden, Kapital
und Produkte. Andererseits kann die Verantwortung aber auch in der ziel- und auf¬
gabensetzenden Umwelt (J) begründet sein (purpose giving envüonment); damit ist
die Einbindung und Einbeziehung der Institution in die rechtliche und soziale Ord¬
nung der GeseUschaft gemeint.
Unabhängig davon, in welcher Umwelt der Institution die Verantwortung wahr¬
genommen wird, können in Anlehnung an Monsen drei Ebenen der gesellschaftli¬
chen Verantwortung unterschieden werden (vgl. MONSEN 1972: 126 f): Als Min¬
destanforderung ist die Erfüüung der gesetzüchen Normen (K) anzusehen, die wei¬
tergehende Verantwortungsebene ist die Integration bestehender öffentlicher Er¬
wartungen und gesellschaftücher Forderungen (L), die dritte Ebene ist die Antizipa¬
tion zukünftiger Forderungen (M). Die von Monsen vorgeschlagene vierte Ebene
„business leadership in social change" wüd hier in die dritte Ebene einbezogen.
Mit HUfe von Wükungsindikatoren (N) soUen die Folgen des aUgemeinen Pro¬
duktionsprozesses erfaßt werden. Dabei handelt es sich um die beabsichtigten (C)
und unbeabsichtigten (D) Folgen. Die Erfassung der beabsichtigten Folgen wüft
i.d.R. keine Probleme auf. Ob und inwieweit die unbeabsichtigten Folgen erfaßt
werden (können), hängt davon ab, welche Ebene der geseUschaftüchen Verantwor¬
tung (H-M) von einer Institution angestrebt wüd. Entscheidend bei der Erfassung
der unbeabsichtigten Folgen ist somit die Intention der Institution. Im Vordergrund
steht nicht die Frage nach der statistischen Genauigkeit der Erfassung der Wükun¬
gen, sondern die Frage nach der Bereitschaft, auch über die unbeabsichtigten Folgen
geseUschaftüchen Handelns Nachforschungen anzustehen. Die Bereitschaft zum ver¬
stärkten Nachdenken über unbeabsichtigte Folgen hängt einerseits von der „Phüo-
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Tab. 1: Einordnung unbeabsichtigter Folgen gesellschaftlichen
Handelns
Zielvariable: Produktion von Gütern und
(Dienst-)Leistungen nach finanzwirtsch.-







































































sophie" der Institution ab (goal accounting System; Einzelheiten hierzu siehe z.B.
DIERKES 1974: 127 ff). Andererseits kann durch einen verstärkten geseUschaftü¬
chen Druck (Q) über verschiedene Interessengruppen (P) erreicht werden, daß sich
die Entscheidungsträger in den Institutionen (O) genötigt sehen, unbeabsichtigte
Folgen geseUschaftüchen Handelns in verstärktem Ausmaß zu erfassen (N).
Nach diesen Überlegungen zu einer Einordnung der unbeabsichtigten Folgen soll
die Problematik der Erfassung von beabsichtigten und unbeabsichtigten Folgen er¬
läutert werden (vgl. Tab. 2). Wirkungsindikatoren (1) können sowohl für das tradi¬
tionelle finanzwütschaftüch-ökonomische (2) als auch für das gesellschaftsbezoge-
ne (12) Rechnungswesen ermittelt werden. Im Rahmen des traditionellen Systems
werden die beabsichtigten (3) und die unbeabsichtigten (7) Folgen nach rein kauf¬
männischen Prinzipien bzw. Kriterien erfaßt. Dabei spricht man bei den privaten
Unternehmen von Größen wie z.B. Gewinn, Verlust, Umsatzsteigerung, Umsatzver¬
lust (4,5,8 und 9). Bei den öffentüchen Einrichtungen (z.B. Gemeinden) verwendet
man u.a. Größen wie Erweiterung bzw. Einengung des finanziellen Spielraums in¬
nerhalb der Haushaltspläne (ebenfalls 4,5,8 und 9).
Nachdem für die beabsichtigten und unbeabsichtigten Folgen zunächst getrennte
Salden (6 und 10) ermittelt werden, kann der Gesamtsaldo des finanzwütschaftüch-
ökonomischen Systems (11) ausgewiesen werden. Die Daten werden innerhalb des
Informationssystems (23) in Form von Bilanzen, Gewinn- und Verlust-Rechnungen,
Geschäftsberichten bzw. Haushaltsplänen veröffentücht.
Entsprechend werden im gesellschaftsbezogenen Rechnungswesen (12) die beab¬
sichtigten (13) und unbeabsichtigten (17) Folgen mit ihrem geseUschaftüchen Nut¬
zen (14 und 18) und Schaden (15 und 19) bewertet und saldiert (16, 20 und 21).
Darüber wird in der Sozialbilanz informiert (24), und zwar innerhalb der drei Ele¬
mente Sozialbericht (25), Wertschöpfungsrechnung (26) und Sozialrechnung (27).
Von den Gesamtsalden der beiden Rechnungswesen (11 und 21) kann eine Ge¬
genüberstellung der jeweüigen Ergebnisse angefertigt werden (22).
3. Probleme einer empirischen Bewertung von unbeabsichtigten Folgen
Nach diesen Bemühungen um eine Systematisierung insbesondere der unbeabsichtig¬
ten Folgen geseUschaftüchen Handelns soll versucht werden, einen praktischen Fall
auf dieses System zu übertragen. Dabei handelt es sich um eine Gemeinde von 6000
Einwohnern. Der Gemeinderat bemühte sich um die Ansiedlung eines Industrieun¬
ternehmens mit 300 Arbeitsplätzen. Das Unternehmen sollte auf einer 110.000 qm
großen Fläche gebaut werden, die bisher als Grünfläche ausgewiesen war. Eine Um¬
wandlung dieses Gebiets für Sondernutzung wurde erwogen.
Bei den Einwohnern erhielt dieses Projekt unterschiedliche Resonanz. Arbeits¬
lose und von Arbeitslosigkeit bedrohte Einwohner befürworteten das Vorhaben,
Anüeger und Naturschützer lehnten es ab. Problematisch waren die Pläne aus fol¬
genden Gründen: (1) Sie stellten einen Verstoß gegen das Landesentwicklungspro¬
gramm dar, wonach ein Ansiedlungsstop für Industriebetriebe zugunsten einer Ver¬
besserung des Naherholungswertes vorgesehen war. (2) Die Pläne kollidierten mit
der zukünftigen Kreisreform. Das Gelände war als Naherholungsgebiet ausgewie¬
sen. (3) Damit war u.a. folgender Konflikt vorgegeben: Im FaUe einer Industriean-
siedlung waren 300 Arbeitsplätze zusätzlich geschaffen; dafür gingen der Gemeinde
aber die staatlichen Zuschüsse für den Ausbau des Naherholungsgebietes verloren.
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Tab. 3: Beabsichtigte Folgen der Industrieansiedlung
C 1 : Schaffung von 300 zusätzlichen Arbeitsplätzen
C 2 : höhere Steuereinnahmen für die Gemeinde
C 3 Erhöhung der allgemeinen Attraktivität der Gemeinde
C 4 : wegen Cl: Ansiedlung zusätzlicher Einzelhandelsgeschäfte, Lokale, Arztpraxen u.a.
C 5 : wegen C4: Schaffung zusätzlicher Arbeitsplätze
C 6 : wegen C4: höhere Steuereinnahmen für die Gemeinde
C 7 zu einem späteren Zeitpunkt (wegen C1-C6): Verbesserung der Infrastruktur wegen
der erhöhten Steuereinnahmen
C 8 : zu einem späteren Zeitpunkt (wegen C1-C6): verstärkte Aktivitäten und Neugrün¬
dung von Vereinen u.a.
Tab. 4: Unbeabsichtigte Folgen einer Industrieansiedlung
E 1 Kosten für die Gemeinde wegen teilweisem Erlaß der Gewerbesteuer, teilweiser
Übernahme der Erschließungskosten und allgemeiner Folgekosten
E 2 Im Falle der Industrieansiedlung: Verlust der staatlichen Zuschüsse für das Naher¬
holungsgebiet
Umweltbelastung durch das neue Unternehmen
zusätzliche Kosten für die Erschließung neuer Wohngebiete
mehr Kindergarten- und Schulplätze erforderlich wegen Einwohnerzuwachs
Ausbau öffentlicher Einrichtungen (öffentl. Verkehrsmittel, DRK-Station, Sozial¬
station, VHS usw.) wegen Einwohnerzuwachs
Erhöhung der Grundstückspreise und Mieten wegen Einwohnerzuwachs
allgemeine Erhöhung der Kosten der Lebenshaltung in der Gemeinde
Belästigung der Anlieger durch die Industriebetriebe (Lärm, Abgase) und durch Fre¬
quentierung der Zufahrtsstraße (Wohnwertminderung)
Bürgerinitiative der „Anlieger"
Bürgerinitiative der „Naturfreunde"
Bürgerinitiative „Wachstum für unsere Gemeinde"
Störung des allgemeinen sozialen Friedens
Kollision mit der Kreisreform














In den TabeUen 3 und 4 sind die beabsichtigten und die unbeabsichtigten Folgen
einer Industrieansiedlung aufgeüstet worden. Die Zusammenstellung erfolgte aus
dem Blickwinkel der Gemeinde. Da es sich um die Inhalte der Kästchen C und E
von Tab. 1 handelt, wurden die Nebenfolgen fortlaufend mit Cl, C2 ..., El, E2 ...
numeriert. In den beiden TabeUen sind nur die wesentlichen allgemeinen Nebenfol-
gen aufgeüstet. Die vielen spezifischen Nebenfolgen, die in dem praktischen Fall
darüber hinaus aufgetreten sind, mußten aus Platzgründen hier unberücksichtigt
bleiben.
Im folgenden wüd versucht, die tatsächüch aufgetretenen Folgen dem Systemati¬
sierungsversuch gemäß Tab. 1 zuzuordnen. Dazu werden die Kästchen C, E und F
von Tab. 1 jeweüs unterteüt in „positive" und „negative" Folgen. Die in Tab. 3 auf¬
geführten beabsichtigten Folgen sind sodann dem Kästchen C als positive, und die
in Tab. 4 aufgehsteten unbeabsichtigten Folgen dem Kästchen E als negative Neben¬
folgen zuzuordnen. Zuordnungsprobleme und -Unsicherheiten ergeben sich im Zu¬
sammenhang mit den Ebenen der geseUschaftüchen Verantwortung der Institutio¬
nen (d.h. Kästchen K, L und M laut Tab. 1). Eine denkbare Zuordnung ist der Tab. 5
zu entnehmen.
Als „offizielle" Entscheidungsträger gemäß Kästchen 0 in Tab. 1 werden der Ge¬
meinderat und das zur Ansiedlung wüüge Unternehmen angesehen. Als Interessen-
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Tab. 6: Zuordnung der Nebenfolgen hinsichtlich der rechnungsmäßigen Erfassung
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Anm.: Die mit einem Kreis versehenen Zahlen geben die zugehörigen Kästchen von Tab. 2 an.
gruppen sind mindestens zu unterscheiden (gemäß Kästchen P in Tab. 1): Parteien,
Presse, Handel, Vereine, Verbände, Bürgerinitiativen, versch. Organe der Gemeinde,
überörtliche Instanzen (z.B. Kreisverwaltung, untere Naturschutzbehörde).
Weitaus größere Probleme ergeben sich bei der Frage, ob bzw. inwieweit die be¬
absichtigten und unbeabsichtigten Folgen entweder im finanzwirtschaftüch-ökono-
mischen oder im gesellschaftsbezogenen Rechnungswesen erfaßt werden können
(vgl. Tab. 2). Versucht man die in den Tab. 3 und 4 aufgelisteten Folgen in die Tab.
2 zu übertragen, ist hinsichtlich der Kästchen 3-21 die in Tab. 6 vollzogene Zuord¬
nung denkbar.
Im traditionellen (= finanzwirtschaftüch-ökonomischen) Rechnungswesen einer
Gemeinde können im Rahmen der Planung (Haushaltsentwürfe) die beabsichtigten
Folgen C2 und C6 erfaßt werden. Bei den Nebenfolgen C7 und E6 ist es je nach
Blickrichtung offen und streitig, ob diese im positiven oder negativen Sinne zu in¬
terpretieren sind. Dagegen können die Folgen El, E2, E4 und E5 eindeutig als nega¬
tive unbeabsichtigte Folgen eingeordnet werden.
Aus Tab. 6 kann die Schlußfolgerung gezogen werden, welche Folgen im finanz-
wütschaftlich-ökonomischen Rechnungswesen einer Gemeinde nicht erfaßt werden
können. Dabei handelt es sich um die beabsichtigten Cl, C3-C5 und C8 sowie um
die unbeabsichtigten Folgen E3 und E7-E15.
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Im Gegensatz dazu ist es möglich, aüe in den Tab. 3 und 4 aufgelisteten Folgen
innerhalb des geseUschaftsbezogenen Rechnungswesens zu erfassen. Da es das finanz¬
wirtschaftlich-ökonomische Rechnungswesen ohnehin einschließt (Einzelheiten da¬
zu vgl. u.a. bei DIERKES 1974), geht es nur um die Frage, welches Element des In¬
formationssystems „Sozialbüanz" (Kästchen 24 in Tab. 2) im EinzelfaU am besten
geeignet ist, die betr. Folgen zu „erfassen" bzw. zu „erläutern".
Bei den im traditionellen Rechnungswesen nicht erfaßten Folgen handelt es sich
— wie oben bereits erwähnt — um die Folgen Cl, C3-C5, C8, E3 und E7-E15. Folgt
man den Empfehlungen des Arbeitskreises „Sozialbilanz-Praxis", dann werden die
o.gen. Folgen in verbaler Form im Sozialbericht dargestellt. Wenn einige Folgen dar¬
über hinaus in quantifizierter Form vorhanden sein soüten, könnten diese Informa¬
tionen innerhalb der Wertschöpfungs- und Sozialrechnung veröffentlicht werden.
Dies könnte beispielsweise auf E 3 „Umweltbelastung durch das neue Unterneh¬
men" zutreffen. Wenn die gleiche Produktionsanlage unter sonst gleichen Bedingun¬
gen bereits seit einigen Jahren an einem anderen Ort arbeiten würde und deren Um¬
weltbelastung in quantifizierter Form bekannt wäre, könnten diese Werte z.B. in die
Sozialrechnung einbezogen werden (als quantifizierbarer gesellschaftlicher Schaden).
Aus den vorangegangenen Überlegungen ist zu erkennen, daß das gesellschaftsbe-
zogene im Vergleich zum finanzwütschaftlich-ökonomischen Rechnungswesen grund¬
sätzlich besser geeignet ist, die beabsichtigten und unbeabsichtigten Folgen zu identi¬
fizieren und zu systematisieren. Es ist natürlich leicht, diese „grundsätzliche Feststel¬
lung" zu treffen. Das weitaus wichtigere und schwierigere Problem der Bewertung
und Quantifizierung der Folgen ist damit nicht gelöst. Um Mißverständnissen vorzu¬
beugen, sei ausdrücklich hervorgehoben: Die Zielsetzung dieses Beitrags wurde
1. in der Identifizierung und Systematisierung von Nebenfolgen gesehen (und nicht
in deren Quantifizierung; vgl. dazu die Spezialliteratur u.a. bei MISHAN 1971,
BRUMMET 1973, DIERKES 1974, WYSOCKI 1976, PICOT 1978) und
2. in der Übertragung des Sozialbüanz-Ansatzes auf Gemeindeebene.
Ausgehend von der zweiten Zielsetzung und von den in Tab. 4 aufgelisteten unbeab¬
sichtigten Folgen (entsprechendes gut auch für die beabsichtigten Folgen laut
Tab. 3) kann die Frage erörtert werden: Wie würden die unbeabsichtigten Folgen ei¬
ner Industrieansiedlung „behandelt", wenn von der Gemeinde eine Sozialbüanz zu
erstellen wäre?
Die Nebenfolgen El, E2 und E4 sind relativ leicht zu quantifizieren. Gewisse
Schätzprobleme tauchen bei E5 - E8 auf. Prinzipiell meßbar sind die Nebenfolgen
E3 und E9, wenn ausreichend finanzielle Mittel bereit gesteUt werden. Ist das nicht
der Fall, muß auf Schätzwerte der Belastung zurückgegriffen werden; zur Ermitt¬
lung der Wohnwertminderung in E9 müssen ohnehin Schätzwerte herangezogen
werden (Hinweis: Mit solchen Schätzwerten wird in der praktischen Stadt- und Re¬
gionalforschung bereits seit langem gearbeitet).
Problematisch wüd eine Quantifizierung der Nebenfolgen El0 - El 5. Für E14
und El5 könnten als Hüfsgrößen Wertansätze wie z.B. „Verlust staatücher Zuschüs¬
se für das Naherholungsgebiet" verwendet werden. Mehr oder weniger unmöglich
erscheint es, geeignete Hüfsgrößen für E10 - El3 zu finden. Wie soll beispielsweise
der gesellschaftliche Nutzen oder Schaden einer Bürgerinitiative gemessen werden?
Auf keinen Fall sollten solche Nebenfolgen „um jeden Preis quantifiziert" wer¬
den. Dazu besteht bei dem flexiblen Ansatz der Sozialbüanzen keine Notwendig-
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keit. AUe quantifizierbaren Daten werden in der Wertschöpfungs- und/oder Sozial¬
rechnung verwendet. Über die nicht oder nur unzureichend quantifizierbaren Daten
wüd in verbaler Form im Sozialbericht informiert. — Diese beispielhaften Ausfüh¬
rungen machen deutlich, daß das geseUschaftsbezogene im Vergleich zum finanz-
wütschaftüch-ökonomischen Rechnungswesen grundsätzlich besser geeignet ist,
über beabsichtigte und unbeabsichtigte Folgen gesellschaftlichen Handelns zu be¬
richten.
4. Sozialbüanzen auf Gemeindeebene?
Der bürgernahe Aspekt der Soziaündikatoren war für den poütischen Praktiker das
Unbequemste an der Soziaündikatoren-Bewegung. Die Analyse und Veröffenth-
chung der unbeabsichtigten Folgen verstärkt diesen bürgernahen Aspekt. Diese
Form der sozialwissenschaftlichen Intervention wüd daher von einigen Praktikern
als „Verschlimmbesserung" des Sozialindikatorenansatzes charakterisiert. Der im¬
mer bedrohlicher werdende Anstieg der unbeabsichtigten Folgen gesellschaftlichen
Handelns erfordert eine grundlegende Änderung der Handlungsmaximen von han¬
delnden Institutionen. An die Stelle der mikroökonomischen Zielsetzung muß die
gesellschaftliche Verantwortung treten.
Die wachsende Einbindung z.B. der Unternehmen an die Ziele der Gesellschaft
ist im nordamerikanischen Raum - verglichen mit Mitteleuropa — stärker ausge¬
prägt. Dort wüd von Arbeitgeberseite teüweise bereits der Vorschlag gemacht, von
den Unternehmen nicht nur eine „social responsibüity", sondern eine „public ac-
countability" zu verlangen: „Responsibüity without real accountability does not
produce the same results" (SEC Chairman Harold WUüams, zitiert nach JOHNSTON
1978: 1; vgl. auch die Einbeziehung der Gemeindeinteressen bei der First National
Bank of Minneapolis; Einzelheiten in den Geschäftsberichten, MINNEAPOLIS 1971 ff
und bei PATE and HETLAND 1978).
Nachdem viele Großunternehmen in der westlichen Welt die Herausforderung
des gesellschaftsbezogenen Rechnungswesens angenommen haben, ist die Forderung
nach einer Ausweitung des Kreises der „Sozialbüanzierenden" zu erheben (Einzel¬
heiten vgl. bei GEHRMANN und LEMBACH 1980). Dabei ist in erster Linie an Ge¬
meinden, Distriktverwaltungen, Länder, Rundfunk- und Fernsehanstalten, Gewerk¬
schaften, Kirchen und Verbände zu denken. Als Rechtfertigungsgründe für die bis¬
herige Nicht-Erstellung von Sozialbilanzen werden von diesen Institutionen ge¬
nannt: Probleme der Operationaüsierung, Quantifizierung und Bewertung von beab¬
sichtigten und unbeabsichtigten Folgen. In der Tat gibt es bei dem Sozialbüanz-For-
schungsansatz mehr ungelöste als gelöste Probleme. Dies ist jedoch nicht nur ein
Problem der Sozialbilanzen, sondern der empirischen Sozialforschung schlechthin.
Ebenso wie die Unternehmen Sozialbüanzen ersteUen und veröffentüchen (wenn
auch unter vielen Vorbehalten), so ist den Gemeinden grundsätzüch die Erstellung
von Sozialbüanzen mögüch. PrinzipieU tauchen bei den Gemeinden keine neuen
Probleme auf. Fast aüe Aspekte der Unternehmens-Sozialbüanzen können sinnge¬
mäß auf die Gemeinde-Sozialbüanzen übertragen werden. Dies soü hier nur an ei¬
nem Beispiel demonstriert werden: Der Arbeitskreis Sozialbüanz-Praxis hat für die
Unternehmen sogen. Beziehungsfelder aufgesteUt (ARBEITSKREIS SOZIALBI¬
LANZ-PRAXIS 1977); in entspr. Weise können für sozialbüanzierende Gemeinden
folgende Beziehungsfelder vorgeschlagen werden:
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1. Gemeinde — Bürger (im Sinne von Einwohner, Arbeitnehmer, Verbraucher usw.)
2. Gemeinde — Unternehmen
3. Gemeinde - staatüche Organe (z.B. Verbandsgemeinde, Kreis, Regierungsbezirk,
Land, Bund)
4. Gemeinde — Mitarbeiter (Gemeinde als Arbeitgeber)
5. Gemeinde — geographische Nachbarn
6. Gemeinde — natürliche Umwelt.
AUe Institutionen „produzieren" beabsichtigte und unbeabsichtigte Folgen. Daher
sollten auch alle Institutionen ein gesellschaftsbezogenes Rechnungswesen praktizie¬
ren. Dies ist nicht nur als „social responsibüity", sondern als „pubüc accountabüity"
zu interpretieren. Der bürgernahe Aspekt des Sozialbüanz-Ansatzes soUte von Ent¬
scheidungsträgern nicht als „Verschlimmbesserung des Soziaündikatorenansatzes,
sondern als Herausforderung im Interesse der Gesellschaft betrachtet werden. Wenn
Entscheidungsträger diese Problematik wegen des Füters „Ebene der geseUschaftü¬
chen Verantwortung der Institution" (vgl. Tab. 1 Kästchen G) gegenwärtig nicht als
relevant einordnen, sind die Sozialwissenschaften aufgerufen, aufgrund ihrer inter¬
ventionistischen Gestaltungskraft entsprechende Initiativen in der Sozialbüanzie-
rung zu ergreifen.
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